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99. Gesetz: Ruhe- und Versorgungsgenußzulagegesetz l966 RY'ZG. 1966. 

22. 1 
Anspruch auf die Ruhegenußzulage 

§ 3 Gesetz vom 14. Juli 1967 über die Ruhe
•nd Versorgungsgenußzulage der Beamten 1 

der Bundeshauptstadt Wien, ihrer Hinter- : (1) Dem Beamten des Ruhestandes gebührt 
bliebenen und Angehörigen (Ruhe- und Ver- zum Ruhegenuß eine monatliche Ruhegenuß
sorgungsgenußzulagegesetz 1966 - RVZG. zulage, wenn er nach Vo!lendung des 18. Lebens-

1966). jahres in einem öffentlich-rechtlichen oder 

ABSCHNlTT I 

Aowendungsbereidi 

privatreditlichen Dienstverhältnis zur Stadt Wien 
mindestens 60 Nebengebührenbezugsmonate auf
weist. 

(2) Als Nebengebührenbezugsmonat gilt jeder 
§ 1 Kalendermonat, in dem mindestens eine im Sinne 

(1) Dieses Gesetz regelt die Ansprüche auf die: des § 2 für die Ruhegenußzulage anrechenbare 
lluhe- und Versorguhgsgenußzulage der Beamten Nebengebühr bezogen Vlurde. 

de.r Bundeshauptstad.t. Wien, ihrer Hinter- (3) Die Ruhegenußzulage gilt als Bestandteil 
bhebenen und Angehongen. . . des Ruhebezuges gemäß § 3 Abs. 2 Pensions-

(2) Beamte der Bundeshauptstadt Wien, H1il-1 ordnung 1966 
terbliebene und Angehörige im Sinne dies~s Ge· ] ' 
setzes sind die in der Pensionsordnung 1966,' (4) Dem ehemaligen Beamten des Ruhestandes 
LGBI. für Wien Nr. 19/1967, genannten Personen. ·1· gebührt zum Unterhaltsbeitrag in jenem Au;maß 

eine monatliChe Ruhegenußzulage, die zur seiner~ 
Fi.lr die Ruhegenußzulage anredtenhare Neben- zeitigen Ruhegenußzulage im gleidien Verhältnis 

gebühren steht wie der Unterhaltsbeitrag zum seinerzeiti

§2 
gen Ruhegenuß. 

(1) Eine Nebengebühr ist für die Ruhegenuß-
zulage durch Verordnung des Stadtsenates an- Bemessungsgrundlage der Ruhegenußzulage 
redtenbar zu erklären, wenn 

a) es sidi bei dieser Nebengebühr vergleichs- S 4 

weise um Entgelt im Sinne des § 49 Abs. 1 (1) Die Bemessungsgrundlage der Ruhegenuß-
ASVG„ BGB!. Nr. 189155, im Zusammen- zulage ist die Summe der nach Vollendung des 
halt mit § 49 Abs. 3 ASVG. handelt, und 18. Lebensjahres in einem öffentlidi-reditlichen 

b) die Tätigkeit, für die die Nebengebühr oder privatrechtlichen Dienstverhältnis zur Stadt 
gewährt. wirdt i~ unm.ittelbarem Zusammen- , Wien bezogenen, im Sinne des § 2 für die Ruhe
hang mit der dienstlichen Verwendung des 1 genußzulage anrechenbaren Nebengebühren. 
Beamten steht. 1 

2 
,..,_ d D' d h . (2) l'i.ndert sich der Gehalt eines Beamten des 

( ) ";'r Beamt~ es . ienmtan es at emen Dienststandes der Gehaltsstufe 2 des Dienst
monathchen .~ens:onsbe1trag von 5 v. H. der, klasse V, so ändert sich für die Berechnung J.er 
b""ogenen, fur .~1e Ruhegenu.ßzulage anrechen- Bemessungsgrundlage die bis zum Ablauf des 
baren Nebengebuhren zu entrtchten. 30. November des Vorjahres des Wirksamkeits-

(3) Die Entriditung des Pensionsbeitrages ent- beginnes der Gehaltsänderung bezogene Summe 
fällt, wenn der Beamte auf Grund eines Ver- , der im Sinne des § 2 für die Ruhegenußzufage 
zidites keine Anwart&ehaft auf Pensionsversor-1 anrechenbaren Nebengebühren jeweils um den 
gung hat. gleichen Hundertsatz. 
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